
Daraus folgt, dass auch nach der diese Ansicht leicht abwandelnden Meinung, die eine
wesentliche Abweichung der Tathandlung fordert (Cramer JZ 1965, 31 [32]), eine Anstiftung
zu bejahen wäre.

Einzig zu einem abweichenden Ergebnis gelangt eine Ansicht, die eine Aufstiftung generell
ablehnt, wenn nicht zu einem aliud angestiftet wird und stattdessen eine psychische Beihilfe
annimmt (Heinrich, Strafrecht Allgemeiner Teil, 6. Aufl. 2019, § 37 Rn. 1302). Insofern ist
eine Streitentscheidung zwischen den drei oben genannten Ansichten und der Beihilfetheorie
erforderlich. Für die zuletzt genannte Ansicht wird angeführt, dass ein Steigern des Tatent-
schlusses eben kein Hervorrufen sei, wie es das Bestimmen eigentlich fordere (Heinrich
StrafR AT, 6. Aufl. 2019, § 37 Rn. 1302). Dem ist aber entgegenzuhalten, dass eine wirkliche
Abgrenzung zwischen einem aliud und einem „Mehr“ nicht immer eindeutig vorgenommen
werden kann. Ferner wird bei einer Qualifikation das Unrecht des Grundtatbestandes quali-
tativ verändert (Rengier StrafR AT, 11. Aufl. 2019, § 45 Rn. 38). Dies zeigt sich schon an dem
sich hier bietenden Fall. Dann muss aber auch eine Anstiftung zu dieser Qualifikation
möglich sein. Daher ist den Theorien zu folgen, die eine Anstiftung hier im Fall zulassen.
Damit liegt ein tatbestandliches Bestimmen des E vor.

Subjektiv handelte E sowohl hinsichtlich der Haupttat als auch des Bestimmens mit Vor-
satz.

b) Ergebnis
E handelte rechtswidrig und schuldhaft und hat sich somit gem. §§ 185 Var. 2, 26 StGB
strafbar gemacht.

2. §§ 223 I, 26 StGB
Eine Strafbarkeit des E wegen Anstiftung zur Körperverletzung gem. §§ 223 I, 26 StGB
scheidet mangels Haupttat der D aus.
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Als die Bilder der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung um die Welt gingen, sind diese
auch dem verschlafenen Dörfchen St. Saarbert im Saarland nicht verborgen geblieben. Bei
einem Stammtischgespräch in der örtlichen Szenekneipe „Blau“ entsteht die Idee, sich – in
Anlehnung an die separatistischen Umtriebe in Spanien – selbst von der „Herrschaft der
Bundesregierung“ zu befreien. An diesem Gespräch beteiligt sich auch energisch der Op-
positionsführer im saarländischen Landtag Wilhelm Wallace (W), der Stammgast der Kneipe
und schon seit langem ein Verfechter der saarländischen Eigenständigkeit ist.

Am nächsten Morgen äußert sich der noch etwas verkaterte Oppositionsführer W im
saarländischen Rundfunk zur Notwendigkeit eines Unabhängigkeitsvotums nach katala-
nischem Vorbild. Nach der Ausstrahlung des Interviews verbreitet sich die Idee eines saarlän-
dischen Staates wie ein Lauffeuer innerhalb der Bevölkerung.

Auf Bundesebene ist man sehr über die politischen Entwicklungen im Saarland erfreut.
Schon lange wartet man auf eine Gelegenheit, das finanzschwache Glied „loszuwerden“. Die
Bundesregierung bringt daher nach ordnungsgemäßer Zuleitung an den Bundesrat das „Ge-
setz zum Austritt des Saarlandes aus der Bundesrepublik (SaarAustrittsG)“ in den Bundestag
ein. Inhaltlich sieht es den Austritt des Saarlandes aus dem Geltungsbereich des Grund-
gesetzes sowie Übergangsvorschriften für den Austritt vor.

Da man das Gesetz verabschieden will, solange der „Hype“ um den „Saarexit“ noch anhält,

* Die Verfasserin Leinenbach, Dipl.-Jur., ist Rechtsreferendarin am Saarländischen OLG. Der Verfasser Heck, Dipl.-Jur., ist wiss.
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht, deutsches und europäisches Finanz- und Steuerrecht (Prof. Dr.
Christoph Gröpl) an der Universität des Saarlandes.
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wird das Gesetz nach umfassender Beratung in nur einer Lesung mit der Mehrheit der an
diesem Tage anwesenden 50 Bundestagsabgeordneten beschlossen. Einzig die saarländischen
Abgeordneten der L-Partei, die auch die Landesregierung des Saarlandes trägt, stimmen
dagegen. Nach dem Bundestag stimmen auch alle Landesvertreter im Bundesrat – mit Aus-
nahme der Vertreter des Saarlandes – für den Gesetzentwurf. Nachdem das Gesetz durch den
Bundespräsidenten ausgefertigt wurde, wird es am 1.7.2018 im Bundesgesetzblatt verkündet
und tritt am darauffolgenden Tag in Kraft. Mit Wirkung vom 1.8.2018 wird dem Saarland in
der Folge der Status als Bundesland aberkannt.

Am Tag der Verabschiedung des Gesetzes brechen in den saarländischen Kneipen Jubel-
stürme los. Endlich habe man sich von der „bundesrepublikanischen Vorherrschaft“ befreit.
Die Landesregierung ist jedoch erbost über das Vorgehen der Bundesregierung. Man könne
sich doch nicht einfach unliebsamer Bundesländer dadurch entledigen, dass man sie durch
einfaches Bundesgesetz ausschließt. Um sich in der Bevölkerung nicht zu unbeliebt zu
machen und keine potenziellen Wählerstimmen zu verlieren, will man sich aber vor der
Ergreifung von Rechtsschutzmöglichkeiten gegen das Gesetz absichern.

Die Landesregierung initiiert daher ein „Referendum“, in dem die nach saarländischem
Verfassungsrecht wahlberechtigten Personen darüber abstimmen, ob der Ausschluss hin-
genommen werden oder die Landesregierung Maßnahmen dagegen ergreifen soll. Nach
langen Vorbereitungshandlungen findet am 10.1.2019 endlich das Referendum statt, in dem
sich 50,9% gegen eine Unabhängigkeit des Saarlandes aussprechen. Durch diese Bestätigung
gestärkt, legt die – sich immer noch ausdrücklich als „Landesregierung“ bezeichnende –
Regierung des Saarlandes am 4.2.2019 einen „Antrag nach Art. 93 I Nr. 3 GG“ wegen des
Ausschlusses aus der Bundesrepublik beim Bundesverfassungsgericht ein. Dort ist man der
Überzeugung, dass der Antrag in dieser Form unzulässig, aber eine Umdeutung in eine
andere Antragsart möglich sei.

Bearbeitervermerk: Hat das Rechtsschutzbegehren der Landesregierung zum BVerfG Aussicht auf
Erfolg?

Zusatzfrage: Wie ändert sich die materiell-rechtliche Beurteilung, wenn das SaarAustrittsG statt durch
einfachgesetzliche Regelung das Saarland mittels Änderung der Präambel sowie redaktioneller Folge-
änderungen im Grundgesetz ausschließt und dieses mit Zweidrittelmehrheit beschlossen wurde? Skizzie-
ren Sie die Unterschiede hinsichtlich der materiellen Verfassungsmäßigkeit!

& LÖSUNG

A. ZULÄSSIGKEIT

I. Bund-Länder-Streit

1. Zuständigkeit des BVerfG
Das BVerfG ist gem. Art. 93 I Nr. 3 GG, § 13 Nr. 7, §§ 68 ff. BVerfGG zur Entscheidung
bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten des Bundes und der Länder zu-
ständig.

2. Beteiligtenfähigkeit
Beim sog. Bund-Länder-Streit nach Art. 93 I Nr. 3 GG, § 13 Nr. 7, §§ 68 ff. BVerfGG
handelt es sich um ein kontradiktorisches Verfahren, sodass sowohl Antragsteller als auch
-gegner nach § 68 BVerfGG beteiligtenfähig sein müssen. Antragsteller und Antragsgegner
können hiernach entweder für den Bund die Bundesregierung oder für ein Land dessen
Landesregierung sein.

Im vorliegenden Fall hat die Regierung des Saarlandes einen Antrag gegen die Bundes-
regierung gestellt. Dies geschah jedoch erst einige Monate nach dem Ausschluss des Saar-
landes aus der Bundesrepublik durch das SaarAustrittsG. Folglich stellt sich die Frage, ob es
sich bei der saarländischen Regierung noch um eine Landesregierung im Sinne des BVerfGG
handelt. Denn nach dessen Ausschluss ist das Saarland – prima facie – nicht mehr Teil der
Bundesrepublik. Allerdings ist ins Auge zu fassen, dass die Verfassungsmäßigkeit gerade des
Ausschlussaktes, des SaarAustrittsG, bezweifelt wird. Würde man die Landesregierung nicht
als beteiligtenfähig erachten, gestünde man dem Bund zu, durch sein Gesetzesvorhaben
vollendete Rechtstatsachen zu schaffen und verkürzte jeglichen Rechtsschutz gegen derartige
Maßnahmen des Bundes, der gerade nur vor dem Bundesverfassungsgericht erlangt werden
kann. Im vergleichbaren Fall, dass sich eine Kommune im Wege einer Kommunalverfas-
sungsbeschwerde gegen ihre Auflösung zur Wehr setzt, ging das Brandenburger Verfas-
sungsgericht (VerfG Bbg NJOZ 2004, 2509) ebenfalls davon aus, dass die betroffene Kom-

Status als Landesregierung
besteht trotz Ausschluss fort
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